
diesem Lande ihrer Aufgabe nachkommen kann. Wir sind im 
Herbst dafür eingetreten, daß jeder seine Meinung sagen kann, 
egal, ob sie uns paßt, oder nicht.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne, bei der SPD und der PDS)

Es muß sichergestellt sein, daß Altvermögen, die schon von den 
Nazis enteignet worden sind und nach 1945 zurückgegeben wur­
den, ungeschmälert zurückkommen. Darüber sind wir uns, glau­
be ich, auch alle einig. Und es muß sichergestellt werden - das 
wurde heute auch schon gesagt -, daß die Vermögen von Ge­
werkschaft und allen Vereinigungen nur insofern angetastet 
werden können, als nachzuweisen ist, daß ihnen dort unrecht­
mäßig Geld zugeflossen ist.

Ich habe soviel Vertrauen in die Ausschüsse, in die dieser An­
trag ja überwiesen werden wird, daß sie all das rechtsstaatlich in 
Ordnung bringen werden. Ich denke, wir sollten dabei berück­
sichtigen, daß dieses Geld nicht einfach in den Staatshaushalt 
fließt, sondern daß gesichert wird, daß insbesondere auch die 
Entschädigung und Rehabilitation von Menschen daraus er­
folgt, die unter dem Regime der vergangenen 40 Jahre Schaden 
erlitten haben.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und bei der SPD)

Denn nach dem Verursacherprinzip haften die Parteien der ehe­
maligen Nationalen Front für den Schaden, den sie in diesem 
Lande angerichtet haben, und das nicht nur moralisch.

Sie sind Rechtsnachfolger der früheren Parteien und müssen 
also zurückgeben oder entschädigen, was dieses Regime - und 
das war nicht nur eine Partei - unserem Land entzogen hat. Das 
gilt natürlich zuerst für die PDS. Herr Gysi, die SED hätte ja die 
Chance gehabt, sich aufzulösen und sich als Partei neu zu grün­
den.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Aber sie hat das nicht getan, und damit ist sie Rechtsnachfolge­
rin der SED und für alles haftbar, was diese Partei angerichtet 
hat.

(Beifall, vor allem bei der SPD und beim Bündnis 90/Grüne)

Ich weiß sehr wohl, daß es in den Reihen der PDS eine ganze 
Reihe Leute gibt, die wirklich etwas Neues wollen. Aber dieser 
Verantwortung müssen sie sich stellen.

Und das gilt genauso für die Blockparteien. Der „Spiegel“ hat 
in Nr. 34 ausführlich dargestellt, wie die SED-Führung ihre Er­
füllungsgehilfen bezahlt hat, wie große Summen an die CDU 
herübergegangen sind, wie zum Beispiel die LDP ihren Judas­
lohn für die Mithilfe bei der Verstaatlichung privater Betriebe 
in Form einer ganzen Anzahl von Liegenschaften erhielt. Daß 
man jetzt einen neuen Parteinamen hat oder daß man sein Par­
teihaus jetzt auf einmal nach jemand anders nennt, macht das 
alles nicht vergessen. Vielleicht schreibt die CDU in Zukunft 
auf ihr Parteiabzeichen statt „Ex Oriente lux“ „Ex occidente lu- 
xus“.

(Heiterkeit, vor allem bei Bündnis 90/Grüne)

Aber ihrer Verantwortung muß sie sich stellen, und man kann 
nicht versuchen, in einem Anfall von Gedächtnisschwund das al­
les zu vergessen. Keine Angst, die Menschen in unserem Land 
haben das nicht vergessen.

(Beifall bei der SPD und bei Bündnis 90/Grüne - Widerspruch bei
CDU/DA)

Denn: das juristische Problem ist nur die Außenseite. Im In­
nersten geht es um die Frage, ob wir tatsächlich mit der Vergan­
genheit brechen. Und das geht eben nicht, indem wir nur einen 
Teil der Vergangenheit ungebrochen übernehmen, der uns ins 
Zeug paßt, und den anderen Teil völlig verdrängen. Da helfen 
auch keine Sonntagsreden. Es zeigt sich an der Tat, und am Geld 
erfolgt die Nagelprobe.

Vespasian hatte unrecht: Geld stinkt doch. Dieses riecht nach 
40 Jahren Unrecht und Mißwirtschaft, nach Polizeistiefeln und 
Rinderoffenstall.

(Heiterkeit)

Es hat den muffigen Geruch der Versammlungslokale der Natio­
nalen Front. Es riecht auch nach Blut und Angstschweiß und 
ganz gewöhnlichen Gummiknüppeln. Und es riecht penetrant 
nach Unterwürfigkeit unter jede Obrigkeit, die gerade an der 
Macht ist.

(Beifall, vor allem bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Und ich sage Ihnen, nicht als Vertreter der Opposition, son­
dern als ein Bürger, dem die Demokratie in diesem Lande, in je­
der Partei am Herzen liegt: Trennen Sie sich von diesem Geld, 
das ist das beste!

(Beifall bei der SPD und bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Es gibt zwei Anfragen. Herr Abgeordneter, sind Sie bereit, dar­
auf einzugehen?

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Kollege, auch Sie darf ich fragen, ob Sie mein Statement 
nicht nur gesehen, sondern gehört haben.

(Heiterkeit)

Dr. Meisei (Bündnis 90/Grüne):

Die Worte hört ich wohl, allein der Glaube ist durch die Praxis 
erschüttert.

(Große Heiterkeit bei Bündnis 90/Grüne und bei der SPD)

Krziskewitz (CDU/DA):

Ich weiß nicht, was wir noch machen können, als solch einem 
Gesetz oder einem ähnlichen Gesetz zuzustimmen und uns von 
dem Geld und von anderen Dingen zu trennen.

(Dr. Meisel, Bündnis 90/Grüne: Ich lasse mich gern überzeugen.)

Dann nehmen Sie es doch wenigstens zur Kenntnis.

Das zweite: Sie haben die Arbeit der Kommission kritisiert 
und sich bis zum Amtseid des Ministerpräsidenten hin bewegt. 
Ich möchte etwas Sachlichkeit hereinbringen. Wieso - bitte er­
klären Sie mir - wird von Ihrer Fraktion die Mitarbeit in dieser 
Kommission sozusagen ausgesetzt? Der Kollege von Ihrer Frak­
tion ist ja so gut wie niemals da. Wenn Sie mitmachen würden, 
könnten wir hier bald weiterkommen.

(Beifall bei CDU/DA)

Dr. Meisel (Bündnis 90/Grüne):

Es ist natürlich leichter für eine große Fraktion, alle Sachen zu 
besetzen, als für eine kleine. Aber im übrigen trifft Ihre Frage 
überhaupt nicht den Kern der Sache, denn die Gesetzesvorlage 
bedarf nicht, daß die Kommission zu Ende gearbeitet hat, die 
hätte vom ersten Tag an erarbeitet werden können, die hätte 
längst verabschiedet werden können, und die konkreten Zahlen, 
um die es dann in der konkreten Umsetzung geht, die haben län­
ger Zeit.

Lehment (F.D.P.):

Herr Abgeordneter Meisel, die erste Frage hat man mir schon 
abgenommen, ich wollte auch auf die Kommission zu sprechen
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